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Geſetz⸗Sammlung 
5 fuͤr die 5 5 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— 


0. 9. 


(No. 1514.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom. 19ten Februar 1834., eine Erweiterung des 
Art. XI. des Zenſur⸗Geſetzes vom 18ten Oktober 1819. hinſichtlich der 
in Polniſcher Sprache erſcheinenden Schriften betreffend. f 


Auf Ihren Bericht vom Zten d. M. will Ich die Beſtimmung des Art. XI. 
des Zenſur⸗Edikts vom 18ten Oktober 1819. dahin erweitern, daß keine in 
Polniſcher Sprache außerhalb Meiner Staaten, es ſey innerhalb oder außer⸗ 
halb der Staaten des Deutſchen Bundes, erſcheinende Schrift, ohne vorherige 
ausdrückliche Debits⸗Erlaubniß des Ober⸗Zenſurkollegiums, in irgend einem Lan⸗ 
destheile Meiner Staaten verkauft oder verbreitet werden darf. Dem Ober⸗ 
Zenſurkollegium bleibt anheimgegeben, zur Erleichterung des Buͤcherverkehrs in 
dem Großherzogthum Poſen mit dem Oberpraͤſidenten diejenigen Einrichtungen 
zu verabreden, welche von beiden Behoͤrden angemeſſen gefunden werden. Die 
gegenwaͤrtige Order iſt durch die Geſetz- Sammlung zu publiziren. f 


Berlin, den 19ten Februar 1834. i ö 
Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Frh. v. Altenſtein, Sch. v. Brenn 
und Ancillon. 


Jabrgang 1834. (. 1514 —15159 K (No. 1515.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 1Aten April 1834.) : 


55 
(No. 1515.) Verordnung über das Verfahren bei eintretender Mobilmachung der Armee 
: zur Herbeiſchaffung der Pferde durch Landlieferung. Vom 24ſten Februar 1834. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen 2c. ꝛc. 5 

Oogleich das durch die Myliusſche Ediktenſammlung publiztrte Reglement 
vom 17ten April 1789. ſchon die Beſtimmung enthaͤlt, daß bei eintretender Mo⸗ 
bilmachung die zur Ausruͤſtung der Armee erforderlichen Pferde durch Land⸗ 
Leferung beſchafft werden ſollen; ſo finden Wir Uns doch, in Erwaͤgung des 
Umſtandes, daß jenes Edikt eines Theils die Verpflichtung zur Geſtellung der 

Pferde nicht für ſaͤmmtliche, ſondern nur fuͤr die damals der Konſkription 
unterworfenen Unterthanen begruͤndet, anderen Theils aber auch in den neuen 
Provinzen nicht publizirt worden iſt, auf den Antrag der Miniſterien des Innern 
und der Polizei und des Krieges, bewogen, zur Beſeitigung aller Zweifel uͤber 
die Verpflichtung der Unterthanen, bei einer Mobilmachung der Armee die zum 
Kriegsdienſt geeigneten Pferde herzugeben, für ſaͤmmtliche Landesteile Unſerer 
Monarchie Folgendes anzuordnen: 

1) Sobald Wir es fuͤr angemeſſen erachten, die Armee, oder auch nur 
einzelne Theile derſelben, auf den Kriegsfuß ſetzen zu laſſen, tritt fuͤr ſaͤmmtliche 
Unterthanen Unſeres Reichs die Verpflichtung ein, die zum Kriegsdienſt taug⸗ 
lichen Pferde, auf die deshalb an ſie ergehende Aufforderung der Behoͤrden, 
ſofort unweigerlich zu geſtellen. a ; 


2) Ausgenommen von dieſer Verpflichtung ſind nur die Dienſtpferde der 
Beamten und Poſthalter, weil hier der Staatsdienſt und das oͤffentliche In⸗ 
tereſſe Ausnahmen nothwendig machen. Bei den Beamten kann jedoch nur die 
zur Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Dienſtgeſchaͤfte wirklich nothwendige Zahl 
von Pferden, und bei den Poſthaltern nur diejenige Zahl verſchont bleiben, deren 
Haltung ihnen kontraktlich zur Foͤrderung der Poſten obliegt. Bei eintretenden 
diesfaͤlligen Zweifeln entſcheidet der Kreis⸗Landrath. Seiner Beſtimmung iſt, mit 
Vorbehalt des Rekurſes wegen einer etwaigen Entſchaͤdigung, einſtweilen ſofort 
Folge zu leiſten. i 0 


a 3) Alle uͤbrigen Pferde, ſowohl Luxus⸗ als Arbeitspferde, und ohne jeden 
Unterſchied der Beſitzer muͤſſen, ſo weit es der Bedarf fuͤr die Armee noͤthig 
macht, hergegeben werden. Damit aber dieſe Ermittelung bei Zeiten und für 
das Land ſo ſchonend als möglich gemacht werden moͤge, wird der Miniſter des 
Innern und der Polizei einer jeden Provinz das Kontingent bekannt machen, 
welches ſie zu liefern hat. Der Oberpraͤſident der Provinz hat darnach in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem kommandirenden General die näheren Beſtimmungen über 
3 a die 


* 


Be 


die Art der Geſtellung, Auswahl und Abſchaͤtzung der Pferde, ſo wie über die 
ſonſtigen Maaßregeln, welche fuͤr den ordnungsmaͤßigen Gang des Geſchaͤfts 
nothwendig ſind, unter Beruͤckſichtigung der dieſerhalb chen ergangenen Feſt⸗ 
ſetzungen, nach den Verhaͤltniſſen der einzelnen Landestheile fuͤr jede Provinz in 
ein beſonderes Reglement zuſammenzufaſſen. Dieſe Provinzial⸗Neglements find, 
nachdem ſie die Genehmigung der Miniſterien des Innern und der Polizei und 
des Krieges erlangt haben werden, durch die Amtsblaͤtter zur. öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 5 8 

4) Wo nicht die Ablieferung des vollen Bedarfs und in annehmlicher 
Qualität zur Zufriedenheit des kommandirenden Generals geſichert iſt, und eine 
Mobilmachung eintritt, da ſollen auf die erſte Aufforderung alle nicht unter 2) 
ausgenommene Pferde ſofort an diejenigen Orte geſtellt werden, welche die Be⸗ 
hoͤrde zu ihrer Auswahl und reſp. Abnahme beſtimmen wird. ö 


5) Fuͤr den Transport der Pferde bis zum Geſtellungsort und fuͤr die 


Koſten ihrer Futterung bis zur Abnahme wird keine Verguͤtung gezahlt. Die Ge⸗ 
ſtellungsorte follen jedoch fo beſtimmt werden, daß den Pferdebeſitzern jede Be⸗ 


laͤtigung erſpart werde, die nicht durch den Zweck der Maaßregel ausdruͤcklich 
geboten werden, oder den Umſtaͤnden nach irgend zu vermeiden ſeyn moͤchte. 


6) Alle Pferde, welche die mit Leitung dieſes Geſchaͤfts beauftragte Kom⸗ 
miſſion zum Kriegsdienſt tauglich findet, ſind von ihren Eigenthuͤmern, ſo weit 


fie gebraucht werden, ſofort zur Disposition der Militairbehoͤrde zu ftellen. Da 


der Bedarf fuͤr die Armee vollſtaͤndig erreicht werden muß, fo hat die Kommiſ⸗ 
ſion fuͤr deſſen Aufbringung zu ſorgen. 

7) Die Eigenthuͤmer der ausgehobenen Pferde erhalten fuͤr die Ueber⸗ 
laſſung derſelben aus Staatskaſſen eine angemeſſene Verguͤtigung. Die Verguͤ⸗ 


tigungsſumme wird von einer unpartheiiſchen Kommiſſion durch Abſchaͤtzung feſt⸗ 


7 


geſtellt. Die Abſchaͤtzung darf aber nicht auf die durch die augenblickliche Kon⸗ 
junktur bei einer Mobilmachung geſteigerten Preiſe der Pferde gerichtet, ſie muß 
vielmehr nach den im gewoͤhnlichen Verkehr des Friedens ſtattfindenden Preiſen 


: regulirt werden. 


Das Maximum der Taxe eines einzuſtellenden Pferdes darf ferner in 
der Regel die Summe von Einhundert Thalern Preuß. Courant nicht übers 


ſteigen. Pferde, die höher abgeſchaͤtzt werden, muͤſſen zunaͤchſt von der Einftel- 


lung zuruͤckgewieſen werden. Nur dann, wenn unter der Maſſe der zur Aus⸗ 


hebung vorgeſtellten Pferde nicht ſo viele, als das Kontingent des Kreiſes be⸗ 


traͤgt, in dem Werthe von Einhundert Thalern und darunter vorhanden oder 


ſonſt zu beſchaffen ſeyn ſollten, kann auf höher taxirte Pferde, jedoch immer 
Jo. 1516.) ö K 2 | nur 


= 5. = 
nur bis zum Werthe von Einhundert und Zwanzig Thalern Preuß. Courant 
zurückgegangen werden. Selbſt wenn noch theurere Pferde genommen werden 
müßten, verguͤtigt die Stantsfaffe doch nicht mehr als Einhundert Zwanzig Tha⸗ 
ler Preuß. Courant. SSR SR ARE 

8) Die Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſion befteht aus drei ſachverſtaͤndigen in gu⸗ 
tem Ruf ſtehenden und zu dieſem Geſchaͤfte eigends vereideten Taxatoren. 
: 9) Die Bezahlung der Pferde, nach ihrem abgeſchaͤtzten Werthe, ſoll 
ſofort aus den bereiteſten Mitteln der Staatskaſſen erfolgen. 5 

10) Wir hegen zwar zu Unſeren getreuen Unterthanen das Vertrauen, 
daß ſie, die Nothwendigkeit einer ſolchen die Sicherheit des Vaterlandes fuͤr 
den Fall eines Krieges befoͤrdernden Maaßregel anerkennend, keinen Augenblick 
zoͤgern werden, ſich derſelben zu fuͤgen; da indeſſen die regelmaͤßige und ſchleu⸗ 
nige Geſtellung und Ablieferung der Pferde von dem wichtigſten Einfluſſe auf 
die Mobilmachung der Armee iſt, ſo wollen Wir hiermit den Provinzialbehoͤrden 
die Mittel zur kraͤftigen Durchführung dieſer Anordnungen in die Hand geben, 
und dieſelben ermaͤchtigen, nicht bloß gegen Diejenigen Eigenthuͤmer von Pferden, 
welche ſich in deren Geſtellung ſaͤumig finden laſſen, eine polizeiliche Geldſtrafe 
von 5 bis 50 Thaler feſtzuſetzen, ſondern auch fofort alle Zwangsmaaßregeln 
eintreten zu laſſen, welche die Umſtaͤnde und die unverzuͤgliche Erreichung des 
Zwecks gebieten. Gegen die feſtzuſetzenden Strafen ſoll keine Berufung auf 
richterliche Entſcheidung, ſondern nur ein Rekurs an die Oberpraͤſidenten der 
Provinz ſtattfinden. 8 5 N 

11) Die vorſtehenden Anordnungen beziehen ſich uͤberall nur auf die 
Aushebung der zum Bedarf des ſtehenden Heeres und der Garde⸗Landwehr 
erforderlichen Pferde. Hinſichtlich der Pro vinzial⸗Landwehr behaͤlt es aber 
bei der ſchon durch die Landwehr-Ordnung vom 21ſten November 1815. be⸗ 
gruͤndeten Beſtimmung dahin fein Bewenden, daß jeder Landwehr⸗Bataillons⸗ 
Bezirk die zur Ausrüſtung feiner Landwehr noͤthigen Pferde unentgeltlich be⸗ 
ſchaffen muß. Den Beſchluͤſſen der Kreisſtaͤnde bleibt es uͤberlaſſen, ob ſie ihre 
Kontingente an Landwehr⸗Pferden durch Aushebung in derſelben Art wie fuͤr 
die Linie, oder im Wege des Ankaufs beſchaffen wollen. 5 
In dem erſten Falle bleibt aber denjenigen Eingeſeſſenen, deren Pferde 
zur Landwehr ausgehoben werden, dafuͤr Verguͤtigung nach der Taxe zu ge⸗ 


ahn N 
Die Geſammtkoſten der Geſtellung der Pferde zur Ausruͤſtung der Pro⸗ 
vinzial⸗Landwehr ſollen von den Kreiſen in der nämlichen Art aufgebracht wer⸗ 
den, wie durch Unſere Order vom 17ten September 1831. in Betreff der 
Koſten der Geſtellung der Pferde zu den Landwehr⸗Uebungen feſtgeſetzt worden Hl 
En 12) Die 


5 


a ae 

12) Die gegenwärtige Verordnung, zu deren Ausführung die Miniſte⸗ 

rien des Innern und der Polizei und des Krieges die Provinzial⸗Behoͤrden 

mit näherer Inſtruktion zu verſehen haben, iſt durch die Geſetz⸗ Sammlung und 

zugleich durch die Amtsblaͤtter zu publiziren. a 

| Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Beidruͤckung 
Unſeres großen Koͤniglichen Inſiegels. 

Gegeben Berlin, den 24ſten Februar 1834. 


(. S.) Friedrich Wilhelm 
= Für Ben Kriegsminiſter 


Frh. v. Brenn. im Alerhöchften Auftrage. 
5 ; u v. Witzleben. : 


(et to 1515 1516.) 5 = £ (No. 1516.) 


1 


Go. 1516) Aerhdchfte Deklaration über die Anwendbarkeit ber 88. 76 bis 79. it. 10. 


. 
. 


Th. 2. des Allgemeinen Landrechts auf die Aumaßung geiſtlicher Amts⸗ 
Handlungen. Vom gten Maͤrz 1834. e 


Fur Erledigung der erhobenen Zweifel über die Anwendbarkeit der F. 76 
bis 79. Tit. 10. Th. 2. des Allgemeinen Landrechts auf die Anmaßung geiſtli⸗ 
cher Amtshandlungen, beſtimme Ich hiermit, daß die $. 79. J. c. angedrohete 
Geldbuße bis Funfzig Thaler, oder Gefaͤngnißſtrafe bis Sechs Wochen eintre⸗ 
ten ſoll, wenn Perſonen, welche die Ordination zu einem geistlichen Amte nicht 
erhalten haben, ſich geiſtlicher Amtshandlungen anmaßen, insbeſondere das hei⸗ 


lige Abendmahl austheilen, die Konfirmation, eine Trauung oder Taufhandlung 


vornehmen, mit alleiniger Ausnahme des Falles einer Noth⸗Taufe nach der ges 


ſetzlichen Beſtimmung. Sollte über die Noth⸗Taufe an einem Orte weder 


durch Obſervanz, noch durch die Provinzial-Kirchenordnung etwas feſtgeſtellt 
ſeyn, ſo hat das Provinzial⸗Konſiſtorium mit Genehmigung des Minifteriums 
der geiſtlichen Angelegenheiten das Erforderliche anzuordnen und durch die 
Amtsblaͤtter bekannt zu machen. Ich beauftrage Sie, vorſtehende Beſtimmun⸗ 


gen durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kentniß zu bringen. 


Berlin, den gten Maͤrz 1834. 


| Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminiſter Frh. v. Altenſtein. . 


(No. 1517.) 


— 61 — 
(80. 1517.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 15ten ed 1834., wegen Autvendbarkeit der 


Verordnung vom 14ten Dezember 1833. auf die gutsherrlich⸗baͤuerlichen 
Regulirungen, Gemeinheitstheilungen und Abloͤſungen. 


Al e Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 20ſten v. M. beſtimme Ich uͤber 
die Anwendbarkeit der Verordnung vom 14ten Dezember 1833. auf die gutsherr⸗ 
8 bäuerlichen Regulirungen, Gemeinheitstheilungen und Abloͤſungen, wie folgt: 
| ca 
Die wegen des Rechtsmittels der Reviſion und der Nichtigkeitsbeſchwerde 
in der Verordnung vom 1Aten Dezember 1833. ertheilten Vorſchriſten finden 
‘auf die bei den General⸗Kommiſſionen anhaͤngigen Auseinanderſetzungs⸗Angele⸗ 
genheiten nur inſoweit Anwendung, als die Entſcheidungen in Streitigkeiten uͤber 
Theilnehmungsrechte und deren Umfang, oder uͤberhaupt wegen ſolcher Rechts⸗ 
Verhaͤltniſſe erfolgen, welche ohne Ruͤckſicht auf die Geſetze wegen Regulirung 
der gutsherrlich-baͤuerlichen Verhaͤltniſſe, auf die Gemeinheitstheilungs⸗ und 
Abloͤſungs⸗Ordnungen und auf die hiernach zu bewirkenden Auseinanderſetzungen, 
Gegenſtand eines Prozeſſes haͤtten werden koͤnnen und alsdann zum ordentlichen 
Rechtswege gehört hätten. Dahin werden insbeſondere in Beziehung auf die 
Regulirung der gutsherrlich-baͤuerlichen Verhaͤltniſſe die im F. 178. der Ver⸗ 
ordnung vom 20ſten Juni 1817. unter No. 1. 2. 3. 5 bis 9. einſchließlich be⸗ 
zeichneten Gegenſtaͤnde gerechnet, ſo wie die Entſcheidungen uͤber die Pertinen⸗ 
zien der Hoͤfe, uͤber die Grenzen derſelben und uͤber den Umfang der zuvor be⸗ 
ſtandenen gegenſeitigen Leiſtungen der Gutsherren und baͤuerlichen Wirthe. 
ö i F. 2. 
Der im F. 5. der Verordnung vom IAten Dezember v. J. No. 10. 
Litt. d. bezeichnete Nichtigkeitsgrund, daß über den Antrag eines oder des an⸗ 
dern Theiles hinaus erkannt worden, findet nicht ſtatt, wenn es ſich von Ent⸗ 
ſcheidungen in demjenigen en handelt, welches in $. 162. und folg. der 
Verordnung vom 20ſten Juni 1817. vorgeſchrieben iſt. Bei der Anwendung 
der im F. 5. der Verordnung vom I4ten Dezember v. J. unter No. 4. 5. 6 
und 7. wegen der Beſetzung des Gerichts und der Partheiloſigkeit der Richter 
ertheilten Vorſchriften werden die den General-Kommiſſionen und Reviſtons⸗ 
Kollegien beigegebenen Mitglieder aus der Klaſſe der Verwaltungs⸗Beamten 
und die oͤkonomiſchen Techniker, welche an der Entſcheidung Theil genommen 
85 den richterlichen Beamten rn 


§. 3 
Wegen der zu einer höheren gerichtlichen Entſcheidung nicht geeigneten 
Feſtſetzungen der General⸗Kommiſſionen oder Reviſions⸗Kollegien bleibt es eben 
fo, wie im $. 5. No. 8. der Verordnung vom IAten Dezember b. J. wegen 
(No, 1517.) : der 


ZT 


der zum gerichtlichen Verfahren gar nicht geeigneten Gegenſtaͤnde vorgeſchrieben 
worden, bei Meinen Beſtimmungen vom 30ſten Juni 1828. 


F. 4. ' 
Die allgemeinen Vorſchriften G9. 21. und folg. der Verordnung vom 
laten Dezember v. J. kommen auf die bei den General⸗Kommiſſionen anhaͤn⸗ 
gigen, nach F. 1. dieſer Order für den Rechtsweg geeigneten Sachen mit der 
Maaßgabe zur Anwendung, daß es fuͤr die bis zum Iſten März d. J. rechts⸗ 
kraͤftig gewordenen Erkenntniſſe bei dem L. 4. der Verordnung vom 29 ſten No⸗ 
vember 1819. fein Bewenden behält. Vom Iften März laufenden Jahres an 
findet deſſen Anwendung nicht weiter ſtatt. i 
5 Ich beauftrage Sie, dieſen Meinen Befehl durch die Geſetz⸗Sammlung 
zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 8 i 5 
Berlin, den 1öten März 1834. f 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter v. Schuckmann, v. Kamptz 
und Muͤhler. ! 


